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S O N N A B E N DStandpunkte

Dieses Symbol kennzeichnet
Augmented-Reality-
Effekte. Mit Ihrem Smart-
phone, Tablet und der
App WESER-KURIER Live
können Sie digitale
Inhalte abrufen.

Bremens grüne Basis lehnt den Asyl-
kompromiss ab. Und die grüne Bürger-
meisterin Karoline Linnert hat nicht

die Traute, sich mit Parteifreunden anzule-
gen. Also enthält sich Bremen wie verabre-
det im Bundesrat – und sagt damit „Nein“.
Nun war die Enthaltung für die An-

nahme des Asylpakets zwar nicht entschei-
dend. Aber politisch ist das Signal an den
Bund und die meisten anderen Länder ver-
heerend. Denn dort bleibt hängen, dass
Bremens rot-grüner Senat ein unsicherer
Kantonist bleibt, dass an der Weser im
Zweifel Symbolpolitik wichtiger ist als
Realpolitik. Anders in Baden-Württem-
berg oder Hamburg – hier erkennen auch
Grüne die Macht des Faktischen an.
Bremens SPD hat ihren Regierungspart-

ner kritisiert. Aber mit Missfallensäußerun-
gen ist es bald nicht mehr getan. Nicht mal
vier Monate nach der Senatsbildung ist
der Zustand von Rot-Grün alles andere als
gefestigt. Ob bei Wohnungsbau, neuen
Ressortzuschnitten oder jetzt Asyl – Einig-
keit im Sinne politischer Handlungsfähig-
keit sieht anders aus. Regierungschef Cars-
ten Sieling ist zwar nur Erster unter Glei-
chen im Senat. Aber er ist halt Chef – viel-
leicht sagt ihm das mal einer. Bericht Seite 1
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Gastautorin
Valerie Wilms (61) sitzt
seit 2009 für die Grünen im
Bundestag. Dort ist die pro-
movierte Ingenieurin Ob-
frau im Ausschuss für Ver-
kehr und digitale Infrastruk-
tur und Berichterstatterin
für maritime Politik.

Nun also doch. Die Vorratsdatenspei-
cherung kommt zurück. Besser hätte
es George Orwell in seinem Roman

„1984“ nicht vorhersehen können: der
„Große Bruder“, der alle auf Schritt und
Tritt überwacht. Nur hat die Bundesregie-
rung keine Utopie, sondern ein Gesetz ge-
schrieben. Das zwingt Telekommunika-
tionsanbieter zu speichern, wer wann wo
mit wem telefoniert oder gemailt hat. An-
lasslos und flächendeckend. ZehnWochen
lang. Keine Frage, das Ziel ist ehrbar. Die
Aufklärung von schweren Verbrechen und
die Bekämpfung von Terror sind wichtig,
sie dürfen vor der Digitalisierung nicht
halt machen. Grundlose und massenhafte
Überwachung ist dagegen nicht hilfreich:
In Frankreich ist die Datenspeicherung be-
reits Praxis. Terroristische Anschläge hat
sie aber nicht verhindert. Es ist ein Eingriff
in unsere Grundrechte. Egal, mit wemwir
digital kommunizieren, alles kann gegen
uns verwendet werden. Außerdem: Wer
garantiert, dass die Daten bei den Anbie-
tern sicher sind, wirklich gelöscht werden?
Sicher ist: Der Protest dagegen ist groß.
Letztendlich muss Politik wohl wieder in
Karlsruhe entschieden werden.
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W
er glaubt, Europa hätte mit
der Zusammenarbeit mit
der Türkei seine Seele ver-
kauft, liegt falsch. Während
die Europäische Union

schon damit überfordert ist, die Vertei-
lung von 160000 Flüchtlingen aus Ita-
lien und Griechenland unter sich auszu-
machen, haben Länder wie Jordanien,
der Libanon und die Türkei schonMillio-
nen – klaglos – aufgenommen. Erst jetzt,
wo sich von dort immer mehr Menschen
aus den überfüllten Lagern nach Europa
aufmachen, kümmert sich die Union um
ihre Nachbarn.
Zumindest haben die Mitgliedsstaa-

ten denWillen dazu geäußert. Das Geld
fehlt zwar weiterhin. Doch Europa kann
nicht klagen, dass es an seine Grenzen
stößt, wenn die Behörden in Ländern
wie Deutschland nicht in der Lage sind,
ihre Asylverfahren zu beschleunigen.
Und wenn es gleichzeitig nicht alles
daran setzt, schnelle finanzielle Hilfe für
die Staaten zu organisieren, die seit Jah-
ren mit der Situation überfordert sind.
Die nun geplante Zusammenarbeit

mit der Türkei ist notwendig. Dennoch
hat sie einen bitteren Beigeschmack.
Denn nicht ohne Grund sind die seit
zehn Jahren laufenden Beitrittsverhand-
lungen der EUmit Ankara in den ver-
gangenen Jahren ins Stocken geraten.
Die Kritikpunkte, nach denen viele mei-
nen, die Erdogan-Türkei habe in Europa
nichts verloren, sind lang: der schlei-
chendeWandel zu einem Präsidialsys-
tem, das die türkische Demokratie im-
mer weiter aus den Angeln hebt, die
Knebelung der Presse bis hin zu Nach-

richtensperren, die Bevormundung des
Volkes, die strafrechtliche Verfolgung
jeglicher Kritik an der Regierung.
Gründe genug, um eine Gänsehaut zu

bekommen, wenn die EU-Staats- und
Regierungschefs beschließen, die Ver-
handlungen über eine türkische EU-Mit-
gliedschaft nicht nur wieder aufzuneh-
men, sondern ihnen auch noch neuen
Schwung zu verleihen. Doch auch Erdo-
gan muss klar sein, dass sich Europa
nicht kaufen lässt – auch nicht, wenn es
umHilfe in der Flüchtlingskrise geht.
Ja, man wird Ankara weiter finanziell

unter die Arme greifen müssen. Und ja,
man ist darauf angewiesen, dass sich die
Türkei in der Bekämpfung von Schlep-
perbanden aktiv beteiligt und ihre

Außengrenzen besser „kontrolliert“ –
was ja im Klartext nichts anders heißt,
als die Grenzen für Flüchtlinge, die
nach Europa drängen, zu schließen. Das
heißt aber nicht, dass die Türkei im
Gegenzug Entgegenkommen bei den
Vorgaben erwarten kann, die jedes
Land erfüllen muss, bevor es Mitglied
der Gemeinschaft werden kann.
Erdogan meint, mit demHandel den

größeren Gewinn gemacht zu haben.
Aber es ist genau umgekehrt. Sicher,
der türkische Präsident hat erreicht,
dass seinen Staatsbürgern Visaerleichte-
rungen winken. Doch die EU hat nicht
nur durchgesetzt, dass die Türkei dabei
hilft, Flüchtlingen eine Perspektive zu

bieten: Eine Schutzzone in Nordsyrien
müsste zwar mit Hilfe der Vereinten Na-
tionen erst aufgebaut werden, würde
aber ein wichtiges Zeichen in der Krisen-
region setzen und gut acht Millionen Sy-
rern auf der Flucht wieder so etwas wie
eine Chance auf eine Zukunft geben.
Wenn die Hilfesuchenden schon in

der Türkei registriert und dann erst
nach Europa weitergeleitet werden –
und zwar nur jene, die auch eine Aus-
sicht auf Asyl haben –, könnte auch der
unkontrollierte Zustrom zu einem über-
sichtlichen Zulauf werden. Das vorgese-
hene Rücksendeabkommen bedeutet
eine weitere Erleichterung für die Län-
der der EU, die bislang einen Großteil
der Flüchtlinge aufgenommen haben.
Auf der anderen Seite wird Erdogan

über kurz oder lang dazu gezwungen
sein, sein Land wieder demokratischer
zu machen, Pressefreiheit zu gewähren
und eine Justiz vorzuweisen, die unab-
hängig entscheidet und zuverlässig auf-
klärt. Zumindest, wenn er nicht nur über
einen EU-Beitritt verhandeln, sondern
ihn zu einer echten Perspektive für sein
Land machen will. Europa bekommt da-
mit die Chance, etwas mitzugestalten,
einenWandel in einem Land anzuschie-
ben, das auf dem besten Wege war, sich
von ihm zu entfernen. Nur 13 der 35 Ka-
pitel der Beitrittsverhandlungen wurden
bisher überhaupt behandelt. Acht sind
eingefroren, weil sich die Türkei seit Jah-
ren standhaft weigert, Zypern als EU-
Mitglied anzuerkennen. Früher oder spä-
ter muss Ankara dies aber tun. Andern-
falls wird Erdogan schon bald feststel-
len, dass der „neue Schwung“ allenfalls
ein kleines Anschubsen war.
Aus der Zusammenarbeit zwischen

der EU und der Türkei in der Flüchtlings-
krise kann etwas Neues entstehen. Et-
was, das womöglich auf die Region ab-
färben könnte. politik@weser-kurier.de

über die Asylrechtsreform: „Der tref-
fendereName für dieGesetzewäre: In-
tegrationsverhinderungs-Paket. Von
November an werden Flüchtlinge wie-
der länger einkaserniert, sie bekom-
menEsspakete statt etwas Bargeld und
sie werden länger vom Arbeitsmarkt
ferngehalten. Das alles kostet mehr
Geld als bisher, es entwürdigt die be-
troffenen Menschen, es verzögert ihre
Integration – undwird eines eben nicht
erreichen: die Zuzugszahlen zu sen-
ken. Das Paket ist also im Kern ein ver-
logener Schnellschuss.“

Grundrechtslos
Katharina Elsner
über Datenspeicherung

Die Förderung der deutschen Seeschiff-
fahrt ist ein Paradebeispiel für politi-
sche Erfolglosigkeit: Es wird viel

Geld ausgegeben – und nichts erreicht.
Mit 1300 Euro pro Monat subventionieren
wir jeden Arbeitsplatz. Leider hilft es we-
nig: Arbeitsplätze gehen weiter verloren,
und nur noch ein Zehntel der Schiffe deut-
scher Reedereien hängt sich Schwarz-Rot-
Gold ans Heck. Alle anderen fahren unter
billigeren Flaggen.
Reeder sparen so pro Jahr und Schiff bis

zu einer halbenMillion Euro und sägen
gleichzeitig am Ast, auf dem sie sitzen. So
wird es absehbar keine deutschen See-
leute mehr geben. Das kann richtig proble-
matisch werden: Ohne deutsche Seeleute

werden Kapitäne und Navigationsexper-
ten fehlen, die Küsten, Häfen und Kanäle
kennen und uns vor Unfällen schützen. Es
wird damit schwer oder unmöglich, kon-
kurrenzfähige Seehäfen oder den Nord-
Ostsee-Kanal als meistbefahrene künstli-
cheWasserstraße der Welt vernünftig zu
betreiben.
Maritimes Know-how ist essenziell für

unser exportorientiertes Land. Wirtschaft
und Politik werkeln deswegen seit Jahren
an verschiedenen Fördermethoden. 60Mil-
lionen fließen jährlich als direkte Subven-
tion, hinzu kommt eine potenziell günsti-
gere Gewinnbesteuerung und eine Lohn-
steuer, die Reedereien von Seeleuten kas-
sieren, aber nur teilweise an den Staat wei-
terleiten müssen.
Erreicht wurde damit quasi nichts. Was

also sind die tatsächlichen Probleme? Zu-
nächst einmal ist die deutsche Flagge büro-
kratisch: Sage und schreibe zwölf Behör-
den muss ein Reeder kontaktieren, bevor

er die Fahne aufpflanzen darf. Ein weite-
res Absurdum ist die Stiftung „Schifffahrts-
standort Deutschland“. Gegründet zur Aus-
bildungsförderung, müssen Reeder einzah-
len, wenn sie unter Billigflagge fahren. Die
Ausbildung ist also davon abhängig, dass
möglichst wenige unter deutscher Flagge
fahren. Das ist purer Unsinn.
Ein Grund für das Ausflaggen sind die

deutschen Lohnkosten. Die müssen wir
senken. Statt bürokratischer Subventionen
könnte man Seeleuten die Lohnsteuer er-
lassen und Sozialversicherungen durch
Bundesmittel bezahlen. Die Reeder könn-
ten auf viele bürokratische Prozeduren ver-
zichten, und die Stiftungs-Konstruktion
könnten wir uns auch sparen. Mit dem
internationalen Tarif würden Seeleute ge-
nau so viel ausgezahlt bekommen wie
heute. Alles zusammen würde uns nicht
mal mehr kosten.
Um das durchzusetzen, bräuchte man

aber einenMaritimen Koordinator in der

Bundesregierung, der etwas zu koordinie-
ren hat. So wirr wie der Förderwust sind
die maritimen Zuständigkeiten über fünf
Ministerien verstreut. Der oberste Koordi-
nator hat bei den meisten Fragen nicht mal
einMitspracherecht. So erneuerungsbe-
dürftig wie die Schifffahrtsförderung ist
auch seine Position.

Die 9. Nationale Maritime Konferenz
beginnt am Montag in Bremerhaven

Chefsache
Peter Voith
über Bremens Enthaltung

Geben und Nehmen
zwischen Ankara und Brüssel

Mirjam Moll
über türkische Hilfe
in der Flüchtlingskrise

über Verpackungsmüll: „Eine neue
Ära mit noch mehr Verpackungen hat
begonnen. Hier werden riesige Res-
sourcen verschwendet. Um dies zu
stoppen, brauchen wir einen Neuan-
fang in derAbfallpolitik. Dazu zählt die
Stoffgruppen, die fürs Recycling sepa-
rat gesammelt werden, auszuweiten.
(. . .) Und: Es ist längst Zeit für einen
neuen Ehrgeiz und höhere Verwer-
tungsquoten beim Recycling. Daswäre
ein enorm wichtiger Schritt.“

Namentlich gekennzeichnete Kommentare geben
nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder.

Viel Geld für nichts
Valerie Wilms
über die Förderung der Seefahrt
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Mario Lars

Frankfurter Rundschau

Mitteldeutsche Zeitung

Eisenacher Presse
über VW: „Die Nachrichten sind keine
schlechten: Eine frühere Richterin in
den Konzernvorstand zu berufen, die
sich mit Klüngeleien bei Autoherstel-
lern bereits auskennt, ist der richtige
Schritt für die Volkswagen AG. Noch
sind keine übermäßig großen Einbrü-
che der Verkaufszahlen zu verbuchen
– und wenn Volkswagen rechtzeitig
gegensteuert, muss es dazu vielleicht
auch nicht kommen.“

Auch Erdogan
muss klar sein,

dass sich Europa
nicht kaufen lässt.


